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Neue Wunderwaffe der Konfrontation
Europa droht eine Neuauflage des Raketenstreits – willkommen in den 80er Jahren?
Donald Trump kritisiert eine an-
gebliche Verletzung des INF-Ver-
trags durch Russland. Deutschland
hat ein »grundlegendes Interesse«
am Erhalt dieses nuklearen Abrüs-
tungsvertrages.

Von René Heilig

Die Fakten sind so simpel, dass sie
sogar US-Präsident Trump rasch er-
fassen kann. Ende der 1980er Jahre
hatte der Wahnsinn der Blockkon-
frontation in Europa seinen Gipfel
erreicht. Pershing-Raketen und
Cruise Missiles auf der westlichen
und SS-20-Raketen auf der östlichen
Seite waren als Treibmittel der
Menschheitsvernichtung in Stellung
gegangen. Doch Vernunft setzte sich
durch. Ronald Reagan und Michail
Gorbatschow schlossen im Dezem-
ber 1987 den sogenannten INF-Ver-
trag. Er verbietet seither beiden Sei-
ten, Flugkörper mit einer Reichwei-
te zwischen 500 und 5500 Kilome-
tern zu produzieren und einzuset-
zen.
Bereits 2014 hatte die damalige

US-Regierung von Barack Obama
der russischen Führung vorgewor-
fen, ein neues, verbotenes Raketen-
system zu testen. Doch die Kritik da-
ran nahm der russische Präsident
Wladimir Putin nicht ernst, schrieb
die »New York Times« unlängst.
Denn Russland verfüge inzwischen
über zwei Bataillone, die mit den
neuen lenkbaren, atomar bestück-
baren Raketen ausgerüstet sind. Die
könnten gegen NATO-Mitglieds-
staaten in Europa gestartet werden.
Nachdem sich der neue US-Präsi-

dent des Vorwurfs einer zu großen
Russland-Nähe erwehren muss, ent-
deckte auch er, dass Putin den INF-
Vertrag verletzt. Auch den soge-
nannten New-START-Vertrag zur
Begrenzung strategischer Waffen
nannte Trump einen »schlechten
Deal«. Er will ihn neu verhandeln.
Falls er irgendwann mal Putin be-
gegnet, will er ihm das verklickern.
Doch schon wird im US-Kongress

Stimmung gemacht für »Gegenmaß-
nahmen«. Forderungen nach einem
Ausbau der nuklear bestückten US-
Truppen in Europa werden erhoben.
Das wäre ohne Zweifel eine neue
Qualität im bereits begonnenen neu-
en Aufrüstungswettlauf.
Bislang hat sich die Bundesregie-

rung nicht zum Thema INF-Vertrag
geäußert. Begründung:Man sei nicht
Vertragspartei. Nun heißt es in der
Antwort auf eine Kleine Anfrage der
Linksfraktion: »Die Bundesregierung
ist besorgt über die Einschätzung der
US-Regierung, dass Russland durch
die Entwicklung eines bodenge-
stützten Marschflugkörpers gegen
den INF-Vertrag verstößt und nimmt
die erhobenen Vorwürfe ernst.« Um

welche Raketen geht es?
Die Vorwürfe beziehen sich auf ei-

nen landgestützten Marschflugkör-
per, es gehe nicht um die »Iskan-
der«-Rakete. So hörte man es jüngst
aus dem US-Außenamt. Auch Trump
wettert gegen einen »Marschflug-
körper«. Den jedoch gibt es so gar
nicht. Vermutlich ist eine spezielle
Version der »Iskander« gemeint, de-
ren Flugregime in der Tat vom übli-
chen Raketenschema abweicht. Der
Flugkörper ist mit dem Radar schwer
auszumachen, er hat einen tiefen
Zielanflug und wechselt dabei nach
dem Zufallsprinzip den Kurs. Die Ra-
kete kann atomare Gefechtsköpfe
tragen. Dass die bereits imGebiet von
Kaliningrad stationierten »Iskander«
über den verfügen, ist unwahr-
scheinlich, da es in der russischen

Exklave auch nach Auffassung der
NATO-Aufklärung kein Atomdepot
gibt.
Die »Iskander« ist ohne Zweifel ei-

ne höchst gefährliche Waffe, doch
verstößt sie gegen die von Reagan und
Gorbatschow unterzeichnete Verein-
barung? Es handle sich »um ein hoch-
mobiles, offensives nuklearfähiges
Raketensystem«, doch »aus Sicht der
Bundesregierung fällt das russische

Raketensystem ›Iskander‹ nicht unter
die vom INF-Vertrag erfassten boden-
gebundenen Raketen mit einer Reich-
weite zwischen 500 und 5500 km«.
Dieses Wissen ist auch in den USA

vorhanden, denn es ist kein Geheim-
nis, dass Russland mit den »Iskan-
der«-Raketen seine SS-21-Raketen
ablösen will. Diese Kurzstreckenra-
keten stammen noch aus den 80er
Jahren und waren auch in der DDR
stationiert. Laut Vertrag wurden sie
in die Sowjetunion zurückgeführt.
Dass die NVA gleichfalls solche Ra-
keten besaß, hatte man bei den da-
maligen hektischen Einheitsverhand-
lungen glatt übersehen – man einigte
sich heimlich auf Sonderlösungen zur
Vernichtung dieser Waffen.
Bis 2020 soll die Umrüstung auf

»Iskander« abgeschlossen sein. Russ-

land will dann rund 120 Systeme an
zehn Orten seiner östlichen, südli-
chen und westlichen Grenzen statio-
nieren.
Wer Putin und seinen Generalen

zugehört hat, der weiß: Die Statio-
nierung hat auch das Ziel, Raketen-
abwehrinstallationen Paroli zu bie-
ten, mit denen die USA das strategi-
sche Gleichgewicht zu ihren Gunsten
verändern wollen. Das jedoch be-
streitet die Bundesregierung. »Die
NATO-Raketenabwehr ist nicht ge-
gen Russland ausgerichtet und nicht
in der Lage, die strategische Abschre-
ckungsfähigkeit Russlands zu beein-
trächtigen.« Dies hätten die Staats-
und Regierungschefs beimGipfels der
Allianz im Juli 2016 in Warschau er-
neut bekräftigt. Und schließlich wird
der Vorwurf erhoben, dass Russland
»bereits 2013 einseitig den Dialog zu
Fragen der Raketenabwehr mit der
NATO eingestellt« habe.
Warum Moskau der NATO nicht

traut, lässt sich auch mit anderen Bei-
spielen erklären. Es geht bei der Auf-
rüstung am östlichen Bündniszipfel
nicht nur um ein paar Panzer oder
4000 Soldaten. Die USA sind durch-
aus in der Lage, das Fehlen von Land-
systemen durch maritime Startbasen
auf Zerstörern, die auf derOstsee oder
dem Schwarzen Meer operieren, aus-
zugleichen. Die haben Reichweiten
von bis zu 2000 Kilometer. Jüngst ha-
ben die USA auch bestätigt, dass man
Polen 70 luftgestützte Marschflug-
körper mit einer Reichweite von 1000
Kilometern liefern will. Das ist in et-
wa die Entfernung von der polni-
schen Ostgrenze bis Moskau.
Dass bestehende Abrüstungsver-

träge zwischen den USA und Russ-
land auch hilfreich sein können, um
im Dialog zu bleiben, zeigt sich in
Genf. Im November 2016 fand hier
die 30. Sitzung der Special Verifica-
tion Commission (SVC) statt, an der
die USA, Weißrussland, Kasachstan,
Russland und die Ukraine teilnah-
men. »Ziel der Sitzung war die Lö-
sung streitiger Implementierungsfra-
gen zum INF-Vertrag«, weiß die Bun-
desregierung, kann aber als Nicht-
Vertragspartner über den Inhalt der
Gespräche nichts sagen.
Dennoch sehe man »die Parteien

des INF-Vertrages in der Pflicht, of-
fene Streitpunkte zu Implementie-
rungsfragen des INF-Vertrages im Di-
alog zu lösen«. Darauf weise die deut-
sche Regierung in ihren bilateralen
Konsultationen mit den USA und
Russland regelmäßig hin »und for-
dert die Parteien zu konstruktiven
Gesprächen auf«.
Was in den 1980er Jahren gelang,

kann doch auch rund drei Jahrzehn-
te später nicht unmöglich sein. Dazu
muss man nicht alles auf Anfang set-
zen, sondern nur Bestehendes aus-
bauen.

Teststart einer »Iskander«-Rakete Foto: imago/ITAR-TASS
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De Maizière will
Schleierfahndung
ausweiten
Berlin. Im Kampf gegen die illegale
Einwanderung hat sich Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
(CDU) für eine Ausweitung der
Schleierfahndung ausgesprochen.
»Die Schleierfahndung ist ein er-
folgreichesundbewährtesMittel im
Kampf gegen illegale Migration,
grenzüberschreitende Kriminalität
und das menschenverachtende Ge-
schäft der Schleuserbanden«, sagte
der CDU-Politiker der »Bild am
Sonntag«. Viele Polizeigesetze der
Länder enthielten bereits die dafür
notwendigen Befugnisse, sagte der
Minister. Wo dies nicht der Fall sei,
müssten die rechtlichen Möglich-
keiten rasch geschaffen werden.
Hintergrund ist, dass die EU-Kom-
mission das Vertragsverletzungs-
verfahren gegen Deutschland im
Zusammenhang mit Kontrollen der
Bundespolizei in den Grenzgebie-
ten eingestellt und die Mitglied-
staaten zu entsprechenden Kont-
rollen ermutigt hat. AFP/nd
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Zahl der ausgereisten
Dschihadisten gestiegen
Hamburg. Die Zahl der Islamisten,
die als Dschihadisten aus Deutsch-
land nach Syrien oder Irak gezo-
gen sind, ist einem Pressebericht
zufolge weiter gestiegen. Das Bun-
desamt fürVerfassungsschutz zählt
inzwischen mehr als 910 ausge-
reiste Dschihadisten, schreibt das
Nachrichtenmagazin »Spiegel«.
Vor gut einem Jahr war von rund
800 solcher Fälle die Rede gewe-
sen. Mehr als die Hälfte der Dschi-
hadisten besitzt demnach die
deutsche Staatsangehörigkeit.
Rund ein Fünftel sind Frauen. Et-
wa 145 Extremisten aus Deutsch-
land sollen in Syrien oder Irak be-
reits gestorben sein. Ein Drittel der
Dschihadisten sind dem Bundes-
amt zufolge mittlerweile wieder in
die Bundesrepublik zurückge-
kehrt, mindestens 70 von ihnen
sollen im Ausland an Kämpfen be-
teiligt gewesen sein. AFP/nd

Immer mehr
Sozialbestattungen
Berlin. Die Sozialämter in den
Kommunen müssen einem Zei-
tungsbericht zufolge immer häufi-
ger für Bestattungskosten einsprin-
gen, weil die Hinterbliebenen fi-
nanziell überfordert sind. Wie die
»Saarbrücker Zeitung« unter Beru-
fung auf Angaben des Statistischen
Bundesamtes berichtet, gab es von
Seiten der Behörden im Jahr 2015
für 23 389 Menschen eine Kosten-
erstattung. Das waren demnach 3,3
Prozent mehr verglichen mit dem
Jahr 2012. Die kommunalen Aus-
gaben für diese Sozialbestattungen
beliefen sich dem Bericht zufolge
2015 auf 61,7 Millionen Euro – 4,3
Millionen mehr als 2012. AFP/ndKOMMENTAR

Erdogans Geisel
Die Türkei führt ihr Gerede über
Rechtsstaatlichkeit im Fall Yücel selbst
ad absurdum, findet Wolfgang Hübner

Glauben die türkischen Politiker, die
jetzt in beleidigtem Ton über Rechts-
staat und Demokratie palavern, ei-
gentlich selbst, was sie sagen? Kaum
vorstellbar, aber wahrscheinlich kön-
nen die Ansichten über Rechtsstaat
und Demokratie so weit auseinan-
derdriften, dass man vom einen Ende
des Spektrums das andere nicht mehr
sieht.
Jedenfalls erzählen AKP-Abgeord-

nete und andere Erdogan-Fans in
deutschen Talkshows im Brustton der
Überzeugung, gegen den in der Tür-
kei inhaftierten deutschen Journalis-
ten Deniz Yücel werde ein streng
rechtsstaatliches Verfahren geführt.
Abgesehen davon, dass in der Türkei
Leute, die Erdogan öffentlich kritisie-

ren (Journalisten, Politiker und viele
andere), eher in einer Zelle sitzen als
in einer Talkshow, ist diese Behaup-
tung spätestens seit der jüngsten Rede
des Präsidenten ad absurdum geführt.
Yücel sei ein deutscher Agent, be-
hauptete Erdogan in Instanbul vor
andächtig lauschendem Publikum, er
sei ein kurdischer Aktivist, ein Vertre-
ter der PKK.
Mit solchem frei zusammenfanta-

sierten Unsinn gibt Erdogan den Ton
vor. Türkische Zeitungen greifen das
begeistert auf und bezeichnen Yücel
als Auftragsmörder und PKK-Killer.
Das kommt einer politischen Hinrich-
tung gleich. Glaubt ernsthaft jemand,
dass die von Erdogan in den letzten
Monaten straff gesäuberte Justiz sich
von solchen Stimmungen nicht be-
eindrucken lässt? Dass man nun nicht
umso beflissener dem Vorwurf der
PKK-Mitgliedschaft und gleichzeitig

der Unterstützung der islamistischen
Gülen-Bewegung (beides zusammen
ist natürlich Nonsens) nachgehen
wird? Denn Staatsanwälte oder Rich-
ter, die nicht mitmachen oder sich gar
querstellen, laufen selbst Gefahr, ins
Räderwerk der Repression zu geraten.
Wahrscheinlich kennt inzwischen je-
der türkische Jurist einen Kollegen,
der aus dem Verkehr gezogen wurde.
Ein Staatsoberhaupt, das auch nur

ein Mindestmaß an Achtung vor einer
unabhängigen Justiz hätte, würde
nicht so unverfrorene Ansagen ma-
chen. Aber was schert Erdogan eine
unabhängige Justiz? Schließlich sieht
seine Verfassungsreform unter ande-
rem vor, dass der Präsident künftig
12 von 15 Verfassungsrichtern per-
sönlich ernennen darf.
Gleichzeitig versucht die türkische

Regierung, ihre Minister zum propa-
gandistischen Dauereinsatz nach

Deutschland zu schicken. Dabei be-
nutzt man billige Tricks, fingiert die
Veranstaltungsanmeldungen – und
regt sich dann auf, wenn klandestin
vorbereitete Ministerauftritte nicht
genehmigt werden. Dieselben Leute,
die derart tricksen und täuschen und
offenbar glauben, mit den Behörden
in Baden-Württemberg oder Nord-
rhein-Westfalen so umgehen zu kön-
nen wie mit Kommunen in der türki-
schen Provinz, werfen Deutschland
»faschistisches Vorgehen« vor. So re-
den die Hofschranzen einer Autokra-
tie, die jedes Maß verloren hat. Wenn
man sieht, wie die Politmachos vom
Bosporus derzeit auf internationaler
Ebene poltern und sich nicht einmal
den Anschein von ein bisschen Dip-
lomatie geben, dann bekommt man
eine Ahnung davon, wie sie in der
Türkei, abseits der Medienöffentlich-
keit, mit Missliebigen umgehen.

Deniz Yücel hat das Pech, dass er
zum Faustpfand Erdogans in einer
größeren Auseinandersetzung ge-
macht wird. Der türkische Präsident
hält ihn als Geisel, um vor dem Ver-
fassungsreferendum Stimmung zu
machen und seinen Leuten einzure-
den, dass sie dringend einen starken
Führer brauchen. Und um gegenüber
Deutschland und Europa Forderun-
gen durchzusetzen.
Dafür ist kein Vorwurf zu haar-

sträubend. Erdogan, der von seinen
Fans wie ein Halbgott verehrt wird,
der dieses Image sorgsam pflegt
und sich in einem gerade anlaufen-
den teuren Kinoschinken als un-
fehlbarer Held feiern lässt, ist wo-
möglich ziemlich egal, was man
außerhalb der Türkei und der tür-
kischen Auslandsgemeinde von ihm
hält. Das bedeutet nichts Gutes für
Deniz Yücel.


